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Carlo Knopfel

Zur Bekampfung der
Armut in der Schweiz

Dieser Beitrag erginzt und erweitert das NW-Gesprich mit
Carlo Knopfel im letzten Februarbeft. Der Text gibt das
Referat wieder, das der Leiter des Bereichs Grundlagen der
Caritas Schweiz am Abschiedsseminar fiir Max Keller in der
Paulus-Akademie gehalten hat. Gleich zu Beginn betonte
Carlo Knopfel «eine wichtige Gemeinsamkeit zwischen dem
gesellschaftspolitischen Engagement der Paulus-Akademie»
unter Max Kellers Leitung «und der Grundlagenarbeit von
Caritas Schweiz»: «Beide konzentrieren sich auf wenige
Kernthemen und bleiben iiber Jabre an den einmal gesetzten
Schwerpunkten dran, statt sich dem Zeitgeist auszuliefern
und von einem In-Thema zum anderen zu springen, ohne
sich wirkliche Kompetenzen anzueignen.» Der Schwerpunkt,
an dem Caritas Schweiz seit Jabren arbeitet, betrifft die
«working poor». Das Referat zeigt, wie Bildung und Ge-
sundbeit soziale Fragen sind. Selbst die Wahl des Wohnortes
kann armutsgefahrdend sein. Red.

Working poor kratzen am Mythos
Schweiz

«Unser» Thema an der Fachstelle Sozi-
alpolitik des Bereichs Grundlagen bei
Caritas Schweiz befindet sich in der
Schnittflache zwischen den sozialen Fel-
dern Arbeit und Armut: die working
poor. Als working poor bezeichnen wir
alle Menschen, die in einem Haushalt
leben, in dem die Erwachsenen einer
Erwerbstatigkeit nachgehen, das Haus-
haltseinkommen aber unter der Armuts-
grenze liegt. In dieser Situation leben
mehr als 500 coo Menschen in der Schweiz,
darunter {iber 230 ooo Kinder.

Als wir begannen, dieses Thema in
den Vordergrund der sozialpolitischen
Debatte zu riicken, konnten wir eine
interessante Reaktion feststellen. Ohne
dass dies uns wirklich bewusst war,
kratzten wir an einem schweizerischen
Mythos: Es kann doch nicht sein, dass
Familien in der Schweiz arm sind, ob-
wohl der Vater eine Vollzeitstelle hat und
die Mutter auch noch teilzeitlich er-
werbstitig ist. Ganz offensichtlich war
und ist wohl noch immer in den Képfen
vieler das Bild dominant, wonach mit
armen Menschen entweder etwas nicht
stimmt oder sie ganz schlicht zu faul sind,
um flir ihren Lebensunterhalt aufzukom-
men. Die working poor zeigen aber, dass
dieses Bild falsch ist. Selbst der Direktor
des Arbeitgeberverbandes spricht von
einer Schande fiir unser Land.

Ich gehe davon aus, dass hier noch
immer der zentrale Ansatzpunkt fiir eine
Debatte liegt, wie working poor gehol-
fen werden kann, aus dieser prekiren
Lebenslage herauszufinden oder, besser
noch, erst gar nicht hineinzugeraten.

Drei Thesen zu einer Neuorientierung
der Sozialpolitik

Seit unserer ersten Publikation zum
Thema in der zweiten Halfte der Neun-
ziger Jahre haben wir uns in weiteren
Studien und Diskussionspapieren mit
verschiedenen Aspekten dieser sozialen
Problematik vertieft auseinandergesetzt.
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Ich mochte drei dieser Studien als Aus-
gangspunkte wihlen, um ein paar grund-
satzliche Anmerkungen zu einer Neu-
orientierung der Sozialpolitik zu machen,
die sich zum Ziel setzt, die Zahl der
armutsbetroffenen Menschen in der
Schweiz zu verkleinern. Meinen Uberle-
gungen mochte ich drei Thesen voran-
stellen.

e These 1: Die sozialpolitische Debatte
iber die Armut in der Schweiz wirdnoch
immer zu statisch gefiibrs.

Wir sind zu sehr dem Vergleich zwischen
Arm und Reich verhaftet und stellen zu
wenig Uberlegungen an, wie Armut ver-
mieden werden kann. Die Sozialpolitik
muss sich darum von Querschnittsana-
lysen losen und dynamisiert werden. Sie
muss lernen, in Lebensldufen zu denken
und sich wieder viel stirker mit den Mog-
lichkeiten der Pravention auseinander-
setzen. Ein moglicher Ort, wo dies getan
werden konnte, ist die Bildungspolitik.
® These 2: Die sozialpolitische Debatte
itber die Armut in der Schweiz nimmt
das Lebenslagenkonzept als Handlungs-
orientierung Iu wenig erust.

Wir sind zu stark auf die Frage nach der
Verbesserung des Einkommens armuts-
betroffener Menschen konzentriert und
vergessen andere soziale Felder, in denen
auch eine Verbesserung der Lebensqua-
litit erreicht werden konnte. Dabei wis-
sen wir nur zu genau, dass Armut mehr
ist als ein Mangel an Einkommen. Men-
schen, die in Armut leben miissen, ha-
ben prekire Arbeitsverhiltnisse, woh-
nen oft in beengten Raumen, haben ge-
sundheitliche Probleme, miissen mit
Konflikten in den familidren Bezichun-
gen kiampfen und ziehen sich sehr oft
aus den sozialen Netzen zuriick. Es ist
darum notwendig, vermehrt aus der
Perspektive der Lebenslage Sozialpoli-
tik zu betreiben. Wir miissen uns aus
dem beengenden Feld der Sozialpolitik
hinausbewegen und unsere Themen,
unsere Analysen, unsere Forderungen in
andere Politikbereiche hineintragen.
Denn diese anderen Politikbereiche bie-

ten neue Handlungsfelder, neue strate-
gische Allianzen fiir eine dynamische
Sozialpolitik, die auch praventive Ziele
der Armutsvermeidung verfolgen will.
Zum Beispiel die Gesundbeitspolitik.

® These 3: Die sozialpolitische Zustin-
digkeit zur Existenzsicherung armer
Menschen kann auf Dauer nicht mebr
bei den Kommunen und Kantonen ver-
bleiben.

Die Kommunen und Kantone sind zu-
nehmend sowohl in quantitativer wie
qualitativer Hinsicht mit dieser Aufga-
be iberfordert. Die ungebremst steigen-
den Fallzahlen zeigen, dass es sich nicht
mehr einfach um individuelle Notlagen
handelt, sondern um die Folgen eines
gesellschaftlichen Strukturwandels, den
weder die Kantone noch gar die Gemein-
den beeinflussen konnen. Unter dem
Druck der finanziellen Schieflage wird
die Praxis in den Kommunen und Kan-
tonen immer ungleicher und tangiert
inzwischen den Grundsatz der Nicht-
diskriminierung und das Willkiirverbot.
Es ist an der Zeit, die Frage aufzuwer-
fen, ob nicht der Bund fiir die materielle
Existengsicherung in der Schweiz ver-
antwortlich erklart werden soll. Das
Risiko zu verarmen muss auf nationaler
Ebene aufgefangen werden.

Armutsrisiko Nummer eins: geringe
Bildung

Wenn wir tiber Armut nachdenken, dann
machen wir das sehr oft im Vergleich.
Wir untersuchen die sozio-6konomi-
schen Merkmale von armutsbetroffenen
Menschen im Vergleich zu jenen, die
nicht arm sind, wir zihlen die Haushal-
te, die ein Einkommen unter der Armuts-
grenze haben, und berechnen daraus die
Armutsquote auf der Basis aller Haus-
halte. Schliesslich leiten wir aus diesen
Querschnittsvergleichen sozialpolitische
Forderungen ab, die in der Regel in For-
derungen nach einer besseren materiel-
len Unterstiitzung armutsbetroffener
Haushalte miinden. So diskutieren wir
aktuell iiber eine national vereinheitlich-
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te Kinderzulage, tiber Erginzungsleis-
tungen fir armutsbetroffene Familien
und die steuerliche Befreiung des Exis-
tenzminimums. Das ist alles sicher rich-
tig und wichtig.

Aber verbleiben wir damit letztlich
nicht auch in einer Bewdltigungssira-
tegie, die einsetzt, wenn das Problem be-
reits ein Ausmass angenommen hat, dass
es politisch nicht mehr ibergangen wer-
den kann? Handelt es sich hier nicht —
um im 6kologischen Jargon zu sprechen
- um end-of-pipe-Losungen?

Ich mochte darum anregen, diese so-
zialpolitische Strategie mit einer Strate-
gie zu erginzen, die sich an den Lebens-
laufen von Menschen orientiert und sich
zum Ziel setzt, Armut moglichst erst gar
nicht entstehen zu lassen.

In unserer Studie «Armutsrisiko
Nummer eins: geringe Bildung», die
meine Mitarbeiterin Jeannine Volken
erarbeitet hat, zeigen wir auf, dass ein
enger Zusammenhang zwischen Bildung
und Armutsrisiko besteht. Wer sich in
frithen Jahren wenig Bildung aneignen
kann, der tragt fur den Rest seines Le-
bens ein hohes Risiko, zu den Armen zu
gehoren. Wir weisen darauf hin, dass
gerade das schweizerische Bildungs-
wesen noch immer sehr standisch struk-
turiert ist, dass also trotz aller Reformen
es bis heute nicht so ist, dass alle jungen
Menschen unbesehen ihrer sozialen
Herkunft die gleichen Bildungschancen
haben. So stammen zum Beispiel nur
knapp 6 Prozent aller Studierenden aus
einem Elternhaushalt mit Grundschul-
ausbildung, wihrend 33 Prozent aus
einer Familie kommen, in denen die El-
tern selber schon einen Hochschulab-
schlussaufweisen konnen. Aktuelle Ten-
denzen im Bildungsbereich — etwa die
Diskussion iiber hohere Ausbildungs-
gebithren, die Kiirzungen bei den Sti-
pendienfonds oder die sogenannte Bo-
logna-Reform werden die soziale Seg-
mentierung noch weiter verstirken.

Wir schlagen darum in dieser Unter-
suchung vor, dass Kinder friiher einge-

schult werden, dass ihnen eine gute
Tagesbetreuung geboten wird, in der sie
unter ihresgleichen die Hausaufgaben
machen und einen Teil ihrer Freizeit
verbringen konnen, und dass eine Rah-
mengesetzgebung fiir Ausbildungs-
beihilfen formuliert wird.

Nach der schulischen und beruflichen
Ausbildung folgt eine zweite kritische
Lebensphase, die noch einmal entschei-
dend Einfluss auf den weiteren Verlauf
einer «Armutskarriere» hat: der Uber-
gang von der Ausbildung in das Berufs-
leben. Nichterstseitkurzem zeigt es sich,
dass eine wachsende Zahl junger Men-
schen mit einer geringen Bildung grosse
Schwierigkeiten hat, einen ersten er-
folgreichen Schritt in den Arbeitsmarkt
zu vollziehen. Sie bleiben in prekiren
Arbeitsverhaltnissen hiangen. Dies mag
eine kurze Zeit gut gehen, aber sobald
die Zeit der Familiengriindung kommt,
zeigt es sich, dass die materielle Basis zu
eng und spitestens dann der Gang zum
Sozialamt nicht mehr zu vermeiden ist.

So aber wird der Prozess der «sozia-
len Vererbung» der Lebenslagen von
einer Generation zur nichsten weiter-
getragen. Wer also Armut dauerhaft
vermeiden will, muss sich iiber friihzei-
tige Interventionen im Bildungsbereich
Gedanken machen und seine knappen
Mittel auf diese kritische Phase im Le-
benslauf fokussieren. Bildung ist eine
soziale Frage!

Arme sterben friiher!

«Jeder ist fiir seine Gesundbeit in erster
Linie selber verantwortlich.» Dieser
Grundsatz wurde 1982 in die Baselbieter
Verfassung aufgenommen. Damit bringt
sie eine gesundheitspolitische Vorstel-
lung zum Ausdruck, die vielerorts anzu-
treffen ist. Man ist selber schuld, wenn
man krank wird, weil mansich dann ganz
offensichtlich nicht an die Empfehlun-
gen der Priaventivmedizin gehalten hat.
Das heisst aber auch, dass das personli-
che Gesundheitsverhalten frei wihlbar
ist. Der ndchste Schritt zu einer entspre-
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chenden Gesundheitspolitik ist dann
bereits vorgezeichnet: Wer sein Gesund-
heitsverhalten nicht den uiblichen Regeln
anpassen mochte, schiadigt nicht nur
seine eigene Gesundheit vorsatzlich, son-
dern verursacht auch erhebliche - und
unnotige — Kosten fiir die Solidarge-
meinschaft der Sozialversicherten und ist
darum mit hoheren Krankenkassen-
prdmien zu belasten.

Diese individualistische Sicht auf
Krankheit und Gesundheit von Men-
schen ist im Spiegel zahlreicher Untersu-
chungen tiber den Zusammenhang zwi-
schen der sozialen Position von Men-
schen und ihrer Gesundheit nicht linger
haltbar. «Arme sterben frither!» So lau-
tet der provokative, aber leider zutref-
fende Befund einer Ubersichtsstudie, die
meine Mitarbeiterin Gabriela Kiinzler
tiber den Zusammenhang von sozialer
Schichtzugehorigkeit und Lebenserwar-
tung verfasst hat. Als Fazit dieser Zu-
sammenfassung steht fest: Je kiirzer die
Ausbildung, je geringfuigiger die berufli-
che Qualifikation und je tiefer das Er-
werbseinkommen einer Person ist, des-
to hoher ist das Risiko, krank und inva-
lid zu werden und frither zu sterben. Die
Differenzen in der Lebenserwartung
zwischen Menschen aus unteren und
oberen sozialen Schichten bewegen sich
in der gleichen Grossenordnung wie jene
zwischen den Geschlechtern. Sie liegen
zwischen vier und sechs Jahren.

Wir haben dieses Diskussionspapier
kurz vor der Debatte publiziert, die Bun-
desrat Pascal Couchepin mit seiner For-
derung nach einem Rentenalter 67 fiir
allelancierte. Er wollte damit die Forde-
rung nach einer sozialen Abfederung des
flexiblen Rentenalters in der AHV desa-
vouieren. So wichtig die darauf folgen-
de Diskussion war, die ja deutlich zeig-
te, dass die Wirtschaft gar kein Interesse
daran hat, dass wir alle noch zwei Jahre
langer arbeiten, so sehr blieben wir da-
mit erneut in einer Auseinandersetzung
«end-of-pipe» verhaftet.

Zuwenig wurde die Frage gestellt,

warum Menschen aus unteren Schich-
ten ein deutlich hoheres Risiko haben,
schwer zu erkranken, invalid zu werden
und frither zu sterben als Menschen aus
der Mittel- und der Oberschicht. Ent-
sprechende Forschungsresultate zeigen
deutlich, dass die schichtspezifischen
Arbeits- und Lebensbedingungen und
nicht irgendwelche genetischen Dispo-
sitionen oder soziokulturellen Spezifika
fir diesen Sachverhalt verantwortlich
sind. Es sind die sozialen Faktoren, die
in hohem Masse die Gesundheit von
Menschen beeinflussen. Gesundbeit ist
eine soziale Frage! Oder wie es die
Arbeitslosenzeitung surprise formulier-
te: «Der Sensemann ist kauflich!»

Weiten Kreisen im Gesundheitswesen
sind diese Zusammenhidnge noch immer
eher fremd. Erst langsam wichst das
Interesse an den sozialen Faktoren der
Gesundheit und gewinnen Vertreterin-
nen und Vertreter einer sozialen Medi-
zin, die sich in Diagnose und Therapie
mit den arbeits- und lebensweltlichen
Ursachen von Erkrankungen auseinan-
dersetzen, an Boden. Das Bundesamt fiir
Gesundheit oder die Schweizerische
Vereinigung fir Gesundheitspolitik ha-
ben inzwischen ein grosses Interesse an
solchen Fragen signalisiert. Bisallerdings
ein Arzt Schuldensanierungen statt Be-
rubigungsmittel «verschreibt», wird
wohl noch geraume Zeit vergehen.

Im Gesundheitswesen wird inzwi-
schen aber zumindest realisiert, dass mit
Kampagnen zur Verbaltensprivention
gerade die Gesundheit von Menschen aus
unteren Schichten nicht verbessert wer-
den kann, wenn nicht auch Massnah-
men zur Verbdltnispravention erfolgen.
Solche Massnahmen beinhalten nicht nur
Einkommensverbesserungen, sondern
sie zielen auch auf Verbesserungen der
allgemeinen Arbeitsverhaltnisse, der
Wohnverhiltnisse, der Naherholungs-
moglichkeiten, der sozialen Integration.

Sie sehen: Schon heute finden wir im
Gesundheitswesen Partner, mit denen
wir strategische Allianzen in der praven-
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tiven Sozialpolitik zur Reduktion der
Armut eingehen konnen. Aber dazu
misssen auch wir uns aus unserem ange-
stammten sozialen Feld hinaus bewegen.

Armut hangt vom Wohnort ab!
Braucht es ein Bundesrabhmengesetz zur
Existenzsicherung in der Schweiz? Die-
se Frage beschiftigt die Sozialpolitik seit
einigen Jahren. Sie hat verschiedene Ur-
spriinge. Der eine ist sicher die unter-
schiedliche Auslegung der Richtlinien
der Schweizerischen Konferenz fiir So-
zialbilfe. Immer mehr Kantone und Ge-
meinden haben nicht nur ihre materiel-
len Leistungen unter die Empfehlungen
der Sxos gesenkt. Auch der Grad der
Professionalisierung, das Spektrum der
Angebote fiir eine soziale und berufliche
Integration und die sozialarbeiterische
Praxis in den Sozialimtern unterschei-
detsich in erheblichem Ausmass von Ge-
meinde zu Gemeinde, von Kanton zu
Kanton. Die Auseinandersetzung um die
aktuelle Revision der Richtlinien lasst
zudem wenig Gutes fiir die Zukunft hof-
ten. Die Debatte um die «richtigen» Leis-
tungsansdtze und die «richtigen Anrei-
ze» wird in einer Heftigkeit geftihrt, die
zu grosster Besorgnis Anlass gibt. Fiir
manche konnen die Verschirfungen
nicht weit genug gehen, um die So-
zialhilfebeziigerinnen und -beziiger end-
lich dazu zu bringen, sich aus den Statis-
tiken der Sozialimter zu entfernen...

Ein anderer Ursprung der Diskussion
tiber eine nationalstaatliche Regelung ist
die Untersuchung «Existenzsicherung im
Foderalismus der Schweiz», die ich im
Auftrag der Sxos leiten durfte. In dieser
Studie ging es nicht um die Sozialhilfe,
sondern um die der Sozialhilfe vorgela-
gerten Massnahmen der Kantone.

Die Untersuchung arbeitet mit drei
Falltypen: Falltyp 1 beschreibt eine al-
leinerziehende Frau mit einem Kind,
Falltyp 2 eine Familie mit zwei Kindern
und Falltyp 3 einen alleinstehenden
Mann mit Alimentenverpflichtungen.
Bei allen Falltypen orientieren sich die

angenommenen Erwerbseinkommen an
den brancheniiblichen Lohnen im Nied-
riglohnbereich. Auch die Forderung des
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes:
«Kein Lohn unter 3000 Franken!» wird
erfiillt. Es wird davon ausgegangen, dass
Erwerbseinkommen in dieser Hohe -
zusammen mit Transferleistungen — die
Existenz der verschiedenen Haushalts-
typen ganz knapp zu sichern vermogen.

In einem zweiten Schritt haben wir
dann die Falltypen in die 26 Kantons-
hauptorte «verpflanzt» und ihr verfiig-
bares Einkommen berechnet. Dabei wur-
den die Steuern, die Mieten, die Kran-
kenkassenpramien, die Ausgaben fiir die
familienerginzende Kinderbetreuung
und die Alimente gleichermassen beriick-
sichtigt wie die Familien- und Kinderzu-
lagen, die Alimentenbevorschussung
oder die Verbilligung der Krankenkas-
senpramien.

Die Resultate sind kaum zu glauben.
Die Differenzen zwischen den Kantons-
hauptorten treten in aller Deutlichkeit
zu Tage. Die alleinerziehende Frau kann
im besten Fall ein verfiigbares Jahres-
einkommen von 36 290 Franken errei-
chen, im schlechtesten Fall belauft sich
dieser Betrag auf 14 531 Franken. Das
macht eine jahrliche Differenz von 21 759
Franken. Verglichen mit dem angenom-
menen jihrlichen Erwerbseinkommen
von 40 300 ist dies ein massiver Unter-
schied. Im besten Fall verbleiben der Frau
90% des Ausgangseinkommens, im
schlechtesten Fall 36%.

Die Familie mit zwei Kindern verfigt
im maximalen Fall iiber 82% des Aus-
gangseinkommens und im minimalen
Falliiber 5 1%. Beim alleinstehenden Mann
mit Alimentenverpflichtungen liegt die
Spannweite zwischen 41 und 277 Prozent.

Die Berechnung zeigt, dass in eini-
gen Kantonshauptorten das verfiigbare
Einkommen unter die Armutsgrenze zu
liegen kommt und die entsprechenden
Haushalte zu den working poor zu zih-
len sind. Die vorliegende Studie kann
nachweisen, dass die Wahbl des Wohnor-
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tes einen unmittelbaren Einfluss auf das
verfiigbare Einkommen eines armuts-
gefihrdeten Haushaltes hat, Armut also
auch vom Wohnort abhingt.

Selbst der Féderalismus ist eine sozi-
ale Frage. Ist es weiterhin richtig, dass
die Kantone oder gar die Kommunen fiir
die Existenzsicherung zustindig bleiben?
Miissen wir damit nicht nur die wach-
senden Schwierigkeiten in der Sozialhil-
fe, sondern auch die enormen Differen-
zen bei den — der Sozialhilfe vorgelager-
ten—kantonalen Sozialtransfers als Aus-
druck unseres Foderalismus in Kauf
nehmen?

Wenn die Probleme dort gelost wer-
den sollen, wo sie entstehen, wie kann
dann die Existenzsicherung bei den Ge-
meinden und Kantonen angesiedelt wer-
den? Konnen sie etwas gegen die hohe
und andauernde Arbeitslosigkeit unter-
nechmen, konnen sie das Ausmass der
working poor in eigener Kompetenz
verringern, konnen sie etwas gegen die
steigenden Krankenkassenpramien tun,
kénnen sie die Wirtschaft auf einen so-
zial und o6kologisch nachhaltigen Ent-
wicklungspfad bringen?

Was auf nationaler Ebene als soziales
Risiko angesehen wird, was darum in
einer obligatorischen Sozialversicherung
aufgefangen wird, das ist weder wissen-
schaftlich bestimmbar noch fiir alle Zei-
ten festgeschrieben. Die Einfithrung von
obligatorischen Sozialversicherungen
war und ist Ergebnis gesellschaftlicher
Aushandlungsprozesse, die auf soziale
Entwicklungen - mit entsprechender
zeitlicher Verzogerung — reagieren. Ich
bin der Meinung, dass wir dringlich eine
Debatte dariiber brauchen, dass das Ri-
siko der Verarmung heute nicht einfach
mehr als individuelle und womdglich
noch kurze und schnell voriibergehende
Notlage angesehen werden kann, son-
dern Ausdruck eines gesellschaftlichen
Wandels ist. Darum pladiere ich dafir,
Wege zu suchen, wie Armut zu einem
sozialen Risiko erklirt werden kann, das
in gleicher Weise wie das Risiko, zu ver-

unfallen, zu erkranken oder arbeitslos
zu werden, auf nationaler Ebene regu-
liert werden kann. Das Ausmass an Ar-
mut ist zu gross geworden, als dass wir
dieses soziale Problem weiterhin den
Kantonen und Gemeinden iiberlassen
konnen,

Engagierte Gelassenheit
Wer sich wie ich seit vielen Jahren mit
der Armutsproblematik auseinander-
setzt, muss sichvor Obnmachtsgefiihlen
schiitzen. Obwohl - oder gerade weil sich
die soziale Misere weiter verscharft, sind
kaum noch materielle Verbesserungen
zu erreichen. In dieser Situation plidiere
ich fur eine strategische Neuausrichtung
der Sozialpolitik, die sich der armuts-
betroffenen Menschen annehmen will.
Das Gewicht muss wieder stirker auf
praventive Massnahmen verlagert wer-
den, zum Beispiel in der Bildungspolitik.
Wir brauchen neue strategische Allian-
zen mit Akteuren aus anderen Politik-
bereichen, zum Beispiel aus der Gesund-
heitspolitik. Und wir brauchen eine ernst-
hafte Debatte iiber die Frage, wer in
Zukunft fiir Existenzsicherung und In-
tegration politisch in diesem Land ver-
antwortlich sein soll. Ich plddiere hier
fiir einen nationalen Losungsansatz. Das
Ganze wird nicht iiber Nacht zu realisie-
ren sein, Da brauchteseinen langen Atem.
Und so bin ich am Ende meines Refe-
rates vielleicht noch einmal auf eine
Gemeinsamkeit zwischen Paulus-Akade-
mie und Caritas gestossen. Um diese
Arbeit uber Jahre machen zu konnen, ist
eines angesagt: engagierte Gelassenheit! ®

Literaturhinweise

Volken Jeannine Silja, Knopfel Carlo, Armuts-
risiko Nummer eins: geringe Bildung. Was wir
tiber Armutskarrieren in der Schweiz wissen,
Caritas-Verlag, Luzern 2004

Kiinzler Gabriela, Knépfel Carlo, Arme sterben
frither! Soziale Schicht, Mortalitit und Renten-
alterspolitik in der Schweiz, Caritas-Verlag,
Luzern 2002

Wyss Kurt, Knupfer Caroline, Existenzsicherung
im Foderalismus der Schweiz. Schlussbericht.
Skos, Bern 2003

17



	Zur Bekämpfung der Armut in der Schweiz

